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Mutlos und kraftlos, so lautet die Kurz-

zusammenfassung der wirtschaftspo-

litischen Wahlprogramme der großen 

Parteien in Deutschland. Die rot-grüne 

Bundesregierung, aber auch die opposi- 

tionelle Union bleiben mit ihren Rezepten 

weit hinter dem zurück, was in Deutsch-

land zu tun wäre, um die deutsche Krank-

heit der Massenarbeitslosigkeit nachhaltig 

zu therapieren. 

Die geplanten Maßnahmen werden nicht 

genügen, um das Wirtschaftswachstum 

substanziell zu beschleunigen, die Be-

schäftigung nachhaltig zu steigern, die 

Staatshaushalte in absehbarer Zeit in ein 

Gleichgewicht zu bringen und die sozialen 

Sicherungssysteme gegenüber der Welle 

der demographischen Alterung wasserfest 

zu machen. 

Die Sozialdemokraten (SPD) können nicht 

weiter gehen als Bundeskanzler Schrö-

der mit seiner Agenda 2010 bereits ge-

gangen ist, ohne ihre Stammwähler an 

die neue Linkspartei von Oskar Lafontaine 

und Gregor Gysi zu verlieren. Die CDU/CSU 

will nicht weiter gehen als gerade not-

wendig, um die Wahlen zu gewinnen. So-

mit dürften die Neuwahlen (so sie denn 

stattfinden werden!) eher zu einer gro-

ßen Koalition auf dem kleinsten Nenner 

geringfügiger Veränderungen des beste-

henden Wohlfahrtsstaates führen als zu 

einer fundamentalen Rundumerneuerung 

des Sozialstaates, die Deutschland wirklich 

nach vorne bringen würde.

Der SPD-Führung scheint es klüger zu sein, 

auf wirtschaftspolitische Verteilungside-

ologien zurückzugreifen, mit denen die 

Sozialdemokraten in der Vergangenheit 

einst erfolgreich waren. Höhere Steuern 

für Besserverdienende und für Erben gro-

ßer Privatvermögen, gesetzliche Mindest-

löhne oder eine Bürgerversicherung für 

alle waren immer schon sozialdemokra-

tische Klassiker. Dazu passt auch der neu-

este Vorstoß des Bundeskanzlers und ein-

zelner Mitglieder der Bundesregierung, 

ein Ende der lohnpolitischen Bescheiden-

heit auszurufen. Die Löhne sollen kräftig 

steigen. So würden Konsum und Konjunk-

tur angekurbelt und neue Arbeitsplätze 

geschaffen werden. Wer so argumentiert, 

vergisst, dass Lohnsteigerungen zunächst 

einmal erwirtschaftet werden müssen, 

dass Löhne immer auch Kosten und stei-

gende Löhne immer auch zusätzliche An-

reize sind, Arbeitskräfte einzusparen, Ma-

schinen statt Menschen einzusetzen oder 

mit Teilen der Produktion ins billigere Aus-

land zu gehen. 

Die gesamtwirtschaftliche Nachfrage ist 

eine wichtige, aber eben auch eine kom-

plexe Größe. Konsum, Investitionen und 

Staatsnachfrage sind die einzelnen Kom-

ponenten. Ein Eingriff zu Gunsten der ei-

nen Komponente geht immer zu Lasten ei-

ner anderen. Er verändert die Struktur der 

Nachfrage. Er führt jedoch nicht zu einer 

Vergrößerung der Gesamtnachfrage. In ei-

ner offenen, stark mit den Weltmärkten 

verflochtenen Volkswirtschaft kommt ein 

Weiteres dazu. Heimische Kaufkraft fließt 

automatisch ins Ausland ab, weil ein be-

deutender Teil der Güter, Dienst- und Vor-

leistungen importiert wird. Wie hoch diese 

Sickerverluste sind, wird von der Wettbe-
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werbsfähigkeit der heimischen Produkte 

bestimmt, die ihrerseits von Qualität, Ex-

klusivität sowie Modernität der Leistun-

gen und nicht zuletzt eben auch von de-

ren Preis abhängt. Der Preis jedoch spiegelt 

die Arbeitskosten, und höhere Kosten be-

deuten schlechtere Absatzchancen, und 

zwar nicht nur im Ausland, sondern auch 

im Inland. Wer also mit überrissenen Lohn-

forderungen auf Stimmenfang geht, wird 

am Ende nicht mehr, sondern weniger Be-

schäftigung erzeugen.

Die CDU/CSU will es sich mit ihrem Wirt-

schaftsprogramm bei den Wechselwäh-

lern nicht verscherzen. Die Meinungs-

umfragen hatten der Opposition einen 

derart großen Vorsprung vorausgesagt, 

dass es weniger der Kanzlerkandidatin der 

Union selber, aber doch offensichtlich ih-

ren Wahlstrategen unnötig schien, mehr 

zu tun, als gerade notwendig ist, um an die 

Macht zu kommen. Wieso auch sollten mit 

der Ankündigung harter Einschnitte in so-

zialstaatliche Besitzstände Unruhe gestif-

tet und Unzufriedenheit geschaffen wer-

den? Also bleibt das wirtschaftspolitische 

Programm ein Minimalprogramm, genug, 

um die Wahl zu gewinnen, aber kein Befrei-

ungsschlag, um die Märkte von politischen 

Bremsseilen zu entfesseln und zu wenig, 

um die Massenarbeitslosigkeit dramatisch 

zu verringern. Es gibt gute Ansätze, wie die 

Forderungen nach einer weitergehenden 

Lockerung des Kündigungsschutzes, nach 

weitreichenden Öffnungsklauseln beim 

Flächentarifvertrag und nach betriebli-

chen Bündnissen für Arbeit. Das Steuersys-

tem soll „einfach, wettbewerbsfähig und 

gerecht“ werden. Steuerprivilegien, wie 

die Eigenheimzulage oder die Pendlerpau-

schale sollen wegfallen. Lohnnebenkosten 

sollen gesenkt, der Niedriglohnsektor aus-

gebaut und die Lebensarbeitszeit verlän-

gert werden. Das sind kluge Vorschläge, die 

aber vielfach nicht mehr als ökonomische 

Selbstverständlichkeiten sind.

Liest man das mit „Wachstum, Arbeit, Si-

cherheit“ überschriebene „Regierungs-

programm 2005-2009“ der CDU/CSU kri-

tischer, wird schnell offensichtlich, wie 

unscharf, vage und damit unzureichend 

die wirtschaftspolitische Agenda der  

Opposition bleibt. 

Es fehlen an zu vielen Stellen verbindliche 

Ziele, Fristen und konkrete Maßnahmen. 

Was bedeutet beispielsweise, dass „zur 

langfristigen Stabilisierung der Rentenver-

sicherung eine Verlängerung der Lebens-

arbeitszeit notwendig ist“? Wieso steht 

nirgendwo, dass diese Forderung bedeu-

tet, dass die Renten von der realen Lohn-

entwicklung abgekoppelt werden müs-

sen, dass sie – wenn überhaupt –, so nur 

noch langsam wachsen werden, dass für 

eine Maximalrente eher 50 als 45 Jahre zu 

arbeiten sein wird und dass das gesetzli-

che Renteneintrittsalter näher bei 70 als 

bei 65 Jahren liegen wird? Wieso steht nir-

gendwo, dass ein Steuersystem dann ge-

recht ist, wenn es direkt und gezielt ärme-

ren Menschen hilft und sozialpolitische 

Umverteilungsziele durch hohe Steuer-

freibeträge für alle oder direkte Zahlungen 

an finanziell Schwache zu erreichen ver-

sucht anstatt durch indirekte Eingriffe in 

Güter- oder Arbeitsmärkte oder durch eine 

staatliche Daseinsvorsorge im Bereich des 

Wohnungsbaus, der Entsorgung etc.? Mit 

welchen konkreten Maßnahmen sollen die 

öffentlichen Haushalte saniert werden und 

wieso sollen die Ausgaben und Einnahmen 

des Bundes erst am Ende der übernächs-

ten Legislaturperiode, also ab 2013, und 

nicht viel früher ausgeglichen sein? Was 

beinhaltet das angekündigte neue Steuer-

gesetzbuch für die Einkommen- und Un-

ternehmenssteuer? Viele andere Fragen 

zur Finanzierung der Steuersatzsenkung, 

zum Subventionsabbau, zur Gesundheits-

reform, zur Bildungspolitik und generell zu 

den Kernaufgaben des Staates oder den in-

dividuellen Freiheiten der Bürger bleiben 

unbeantwortet.

Das wirtschaftspolitische Programm der 

Union mag eine „neue Ehrlichkeit“ wi-

derspiegeln. In der Tat wird wenig ver-

sprochen, was nach dem Wahltag nicht 

eingelöst werden kann. Der Verzicht auf 

falsche Versprechungen raubt dem Wirt-

schaftsprogramm der Union jedoch Seele 

und Konsistenz. 

Es fehlen Vision, Inspiration, ordnungspo-

litisches Credo und ein sachlogisches In-

einandergreifen von Zielen, Mitteln und 

Prioritäten der einzelnen Maßnahmen. 

Stil und Form des Wirtschaftsprogramms 

vermitteln eher den Eindruck, technokra-

tisch unverzichtbarer Reaktionen auf un-

geliebte Herausforderungen und weniger 

den gestaltenden Willen, innere Überzeu-

gungen umsetzen zu wollen. Vieles wirkt 

wie ein schnell zusammengenähtes Patch-

work, ohne dass klar gemacht wird, was 

genau denn als Ganzes entstehen soll. 

Der Weg der Partei und ihrer Vorsitzen-

den an die Macht ist das oberste Ziel. Doch 

Deutschland braucht mehr als einen tak-

tischen Wahlkampfsieger. Es braucht eine 

wirtschaftspolitische Strategie, die den 

Menschen verbindlich klar macht, wo-

hin die Reise geht und wieso sich die An-

strengungen des Weges für alle lohnen. 

Deutschland braucht ein Wirtschaftspro-

gramm, das die Richtung nach vorne weist 

und nicht nur nach Berlin ins Kanzleramt 

führt.


